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Europawahl: Mit rechts gegen den  
Klimaschutz

Europa erlebt derzeit einen beispiel-
losen Rechtsruck. Noch nie seit 1945 
waren Nationalpopulisten oder gar 
Parteien mit nur mühsam bemäntelter 
faschistischer Tradition in so vielen 
Ländern der Regierungsmacht so nahe 
wie heute. Auch das Europaparlament, 
das zwischen dem 6. und 9. Juni neu 
gewählt wird, droht in den kommen-
den fünf Jahren ein deutlich anderes 
Gesicht zu zeigen.

Wer die Stärke der Rechten ermes-
sen will, muss nicht auf ihre bekann-
ten Hochburgen Ungarn und Öster-
reich schauen, nicht auf Nordeuropa, 
wo sie fest etabliert scheinen, und auch 
nicht auf die iberische Halbinsel, wo 
sie seit kurzem Aufwind spüren. Nein: 
Es reicht, den Blick auf das klassische 
Kerneuropa zu richten, auf die sechs 
Gründerstaaten der heutigen EU. In 
vier von ihnen drohen rechte Kräfte die 
Wahl zu gewinnen: in Frankreich, Ita- 
lien, den Niederlanden und Belgien. 
Dazu kommt Deutschland mit einer 
AfD, die sogar unter Europas Rechts-
außen als derart rechtsaußen gilt, dass 
selbst Marine Le Pens Rassemblement 
National nicht mehr weiter mit ihr ko-
operieren will.1 

Einzig Luxemburg schert unter den 
Gründerstaaten aus – stellt als kleines 
Land aber auch nur sechs der 720 Eu-
ropaabgeordneten. Hingegen entfal-
len über 13 Prozent der Sitze allein auf 
die deutsche Delegation (96 Abgeord-
nete); auch Frankreich (81) und Italien 
(76) entsenden große Gruppen. Wenn 

1 Nicolas Massol, Parlement européen: le RN 
rompt avec ses alliés allemands de l’AfD 
après des déclarations sur les SS, liberation.fr, 
21.5.2024.

also in drei der bevölkerungsstärks-
ten EU-Staaten bis zu einem Drittel 
der Stimmen an die extreme Rech-
te geht, fällt das massiv ins Gewicht. 
Nimmt man noch die weiterhin starke 
PiS in Polen hinzu, stellt man fest: Der 
Rechtsruck vollzieht sich im histori-
schen und geografischen Zentrum der 
Europäischen Union.

Die Europawahlen sind damit er-
neut ein Seismograf der Erschütterun-
gen. Seit einiger Zeit fallen sie zuver-
lässig in Momente großer Krisen: 2009 
fanden sie kurz nach Ausbruch der 
globalen Wirtschaftskrise statt, 2014 
nach dem ersten Höhepunkt der Euro-
krise und 2019 standen sie im Zeichen 
der Klimakrise. Dieses Jahr hat sich 
diese Entwicklung sogar noch deut-
lich verschärft: Ein weites, grundsätz-
liches Krisenbewusstsein beeinflusst 
die Wahlentscheidung vieler Europäe-
rinnen und Europäer – geprägt von der 
eskalierenden Klimakrise, der von gro-
ßen Teilen der europäischen Gesell-
schaften als Bedrohung empfundenen 
Migration, dem Krieg in der Ukraine, 
wirtschaftlichen Einbrüchen und auch 
den Folgen der Coronapandemie.2

In dem Maße, wie sich das allgemei-
ne Krisengeschehen verschärft, radi-
kalisiert sich auch ein Teil der Wähler-
schaft. Und dieser Teil wird stetig grö-
ßer. Seit 2009 wachsen mit jeder Europa- 
wahl die Kräfte rechts der Christde-
mokratie. Damit schrumpft zugleich 
die Mehrheit der informellen Koaliti-
on proeuropäischer Parteien im Euro-
paparlament: Christdemokraten, So-

2 Ivan Krastev und Mark Leonard, A crisis of 
one’s own: The politics of trauma in Europe’s 
election year, ecfr.eu, 17.1.2024.
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zialisten, Liberale und Grüne. Den  
Ultrarechten winkt dadurch nicht nur 
ein größerer Zugriff auf Posten und 
Gelder, sondern es wächst auch ihre 
Anziehungskraft auf die Europäische 
Volkspartei (EVP) rund um CDU/CSU 
und ÖVP. Da es im Europaparlament 
weder Koalitionsdisziplin noch Frak-
tionszwang gibt, könnte sie versucht 
sein, die Nationalisten verstärkt in Al-
lianzen rechts der Mitte einzubinden – 
insbesondere, wenn es gegen den Kli-
maschutz geht. 

Russland spaltet die Rechte

Einzig die notorische Zerstrittenheit 
der Nationalisten dürfte verhindern, 
dass es noch schlimmer kommt und 
Europas Rechte in Brüssel und Straß-
burg gemeinsam zur zweitstärksten 
Kraft aufsteigen. So werden auch nach 
dieser Wahl zwei Fraktionen rechts der 
EVP Platz nehmen, die beide auf irre-
führende Namen hören: Europäische 
Konservative und Reformer (ECR) und 
Identität und Demokratie (ID). Zwar 
gilt die ECR als gemäßigter und die ID 
als radikaler, tatsächlich aber werden 
beide Fraktionen von Parteien domi-
niert, die mehr oder weniger stark im 
historischen Faschismus wurzeln und 
das durch betonte Seriosität zu ka-
schieren versuchen: Giorgia Melonis 
Fratelli d’Italia, die in der ECR gemein-
sam mit der PiS den Ton angeben, und 
der Rassemblement National (RN), der 
zusammen mit der italienischen Lega 
die ID anführt. 

Der größte und bislang unüber-
brückbare Unterschied zwischen bei-
den Fraktionen ist ihre Haltung zu 
Russland. Denn wo die ECR aus Über-
zeugung oder Kalkül transatlantisch 
und proukrainisch orientiert ist, sitzen 
in der ID Parteien, die Kreml-nah sind 
und teils erwiesenermaßen aus Mos-
kau finanziert wurden, allen voran der 
RN und die Lega. Dieser geopolitische 
Gegensatz hat die Allianzbildung im 
rechten Lager schon immer erschwert 

und bereits vor der russischen Invasion 
vom Februar 2022 die Bemühungen des 
ungarischen Premiers Viktor Orbán  
um eine ultrarechte Großfraktion tor-
pediert. Doch nun ist daraus ein regel-
rechtes Schisma geworden: Finnische 
und schwedische Rechtspopulisten bei- 
spielsweise sehen in Russland eine Be-
drohung und wollen nicht mit Putin- 
Freunden kooperieren. Dazu tritt bei 
manchen Rechtsparteien als takti-
sches Motiv die Sorge um die Koaliti-
onsfähigkeit mit den Konservativen. 
Denn wer sich auf die Seite Moskaus 
schlägt, dem droht in der EU der Sta-
tus als Paria. Für die Putin-Unterstüt-
zer gelte, so kürzlich der konservati-
ve polnische Premier Donald Tusk mit 
Blick auf Orbán: „Man wird sich an sie 
erinnern und ihnen nicht vergeben.“3 

Die Debatte über den Ukrainekrieg 
legt damit aber nicht nur eine entschei-
dende Differenz zwischen Nationalis-
ten und Proeuropäern frei – nämlich die 
Haltung zum Westen –, sondern zeigt 
einmal mehr, wie stark die Debatten in 
der EU noch auseinanderklaffen. Denn 
obwohl das russische Expansionsstre-
ben objektiv die gesamte EU bedroht, 
wird es doch vielerorts nicht wahlent-
scheidend sein: Im Süden wähnen sich 
viele weit weg vom Geschehen, im 
Nordosten, von Finnland bis Polen, da-
gegen wird die Unterstützung der Uk-
raine gesellschaftlich derart breit ge-
tragen, dass sie nicht als Aufreger im 
Wahlkampf taugt. Für erbitterten Streit 
sorgt der Ukrainekrieg vor allem in ei-
nem Bogen an Ländern in der Mitte 
Europas, der sich von Frankreich im 
Westen über Deutschland, Tschechien 
und die Slowakei bis nach Bulgarien 
im Südosten zieht. Da es dabei zuwei-
len knapp zugeht, wächst in Europas 
Hauptstädten die Sorge, dass nach Un-
garn und der Slowakei in weiteren Län-
dern moskaufreundliche Parteien an 
die Macht kommen könnten. Das wie-
derum senkt im demokratischen La-

3 Aleksandra Krzysztoszek, Tusk says Poland 
will remain Ukraine’s best ally, Orbán won’t 
be forgiven, euractiv.com, 23.1.2024.
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ger die Hürden für Bündnisse mit jenen 
autoritären Kräften, die sich ostentativ 
prowestlich geben – umso mehr, wenn 
sich daraus auch sonst ein machttakti-
scher Vorteil ergibt. So hat EVP-Frak-
tionschef Manfred Weber (CSU) be-
reits seine Offenheit für eine Koopera-
tion mit rechten Parteien bekundet und 
als Vorbedingung – neben einer proeu-
ropäischen Orientierung und Respekt 
für den Rechtsstaat – die Unterstützung 
der Ukraine genannt. Das dürfen Me-
loni und ihre Postfaschisten als Einla-
dung begreifen.

Umgestürzte Brandmauer

Aber nicht nur die Geopolitik macht 
derzeit ein stärkeres Zusammenrü-
cken von Christdemokraten und Rech-
ten im Europaparlament denkbar. 
Denn auf nationaler Ebene ist dies oft 
längst erfolgt: In Staaten wie Finnland 
und den Niederlanden regieren sie 
bereits gemeinsam. Die Brandmauer, 
um deren Erhalt in Deutschland der-
zeit gerungen wird, haben Konserva-
tive anderswo längst untergraben oder 
gleich ganz umgestürzt. Selbst wenn 
Weber es wollte, könnte er die EVP 
wohl kaum auf einen strikten Abgren-
zungskurs verpflichten. 

Auch Kommissionspräsidentin Ur-
sula von der Leyen hat nicht ausge-
schlossen, sich nötigenfalls mit den 
Stimmen rechter Parteien im Amt be-
stätigen zu lassen – zumindest von je-
nen aus der eher prowestlichen ECR. 
Das ist nicht zuletzt Ausdruck der sich 
abzeichnenden neuen Machtverhält-
nisse: Schon vor fünf Jahren stützte 
sich von der Leyen nur auf eine knap-
pe Neun-Stimmen-Mehrheit aus den 
Reihen von EVP, Sozialisten und Libe-
ralen. Diese Mehrheit ist nun gefähr-
det: Die Liberalen müssen mit starken 
Verlusten rechnen, und in ihrer eige-
nen Fraktion gilt die Kommissions-
chefin vielen als zu ökologisch. Sollten 
die Grünen sie auch dieses Mal nicht 
wählen, könnte ausgerechnet diese 

ja durchaus eher liberale CDU-Politi-
kerin die Stimmen von italienischen 
Postfaschisten benötigen.

Das aber würde von der Leyen poli-
tisch etwas kosten. Europas Ultrarech-
te haben schon in der Migrationspoli-
tik über ihren wachsenden Einfluss in 
den Mitgliedstaaten mit dafür gesorgt, 
dass die EU verstärkt auf Abschottung 
und Abwehr setzt – symbolischer Aus-
druck ist die Kandidatur des ehemali-
gen Chefs der EU-Grenzschutzagentur 
Frontex, Fabrice Leggeri, auf der Euro-
pa-Liste des RN. Nun gilt ihre Agitati-
on neben der Migration dem entschei-
denden globalen Konflikt unserer Zeit: 
der umkämpften Abkehr von der fos-
silen Produktions- und Lebensweise. 
Und die ist gerade hier dringend ge-
boten: Europa zeichnet nicht nur für 
einen erheblichen Teil der weltweiten 
Emissionen verantwortlich, sondern ist 
laut der Europäischen Umweltagentur 
von allen Kontinenten derjenige, der 
sich am schnellsten erwärmt.4

Unter von der Leyen und ihrem 
langjährigen Vize, dem niederländi-
schen Sozialdemokraten Frans Tim-
mermans, ist die EU-Kommission mit 
ihrem Green Deal weit vorgeprescht 
und will Europa zum ersten klimaneu-
tralen Kontinent machen. Dazu hat die 
Kommission zahlreiche weitreichende 
Gesetze auf den Weg gebracht. Zen- 
trale Vorhaben, etwa der ausgeweitete 
Emissionshandel, wurden bereits vom 
Europaparlament und den Mitglied-
staaten angenommen. Noch nie hat 
Brüssel derart massiv in die Wirtschaft 
der EU-Staaten eingegriffen. Insge-
samt ist der Green Deal, so Christoph 
Bals von „Germanwatch“, schon jetzt 
eine „historische Errungenschaft“.5

Aus der Klimabewegung ist zwar 
zu Recht kritisiert worden, dass die 
EU immer noch nicht weit genug ge-

4 Vgl. Europa ist nicht auf die sich rasant ver-
schärfenden Klimarisiken vorbereitet, eea.
europa.eu, 11.3.2024.

5 Vgl. Von der Leyen bleibt bei Ausgestaltung 
des Europäischen Green Deal zu vage, 
germanwatch.org, 13.9.2023.
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he und beispielsweise die Klimaneut-
ralität schon 2035 erreichen müsse statt 
wie vereinbart 2050, wenn sie dem 
1,5-Grad-Ziel des Weltklimavertrages 
genügen wolle.6 Richtig ist aber auch, 
dass die europäischen Klimagesetze 
zu den „ambitioniertesten weltweit“ 
gehören, wie ein Bündnis französi-
scher Klima-NGOs sagt.7 Denn oft ist 
die Kommission in den vergangenen 
fünf Jahren weitergegangen, als vie-
le Mitgliedstaaten es aus eigenem An-
trieb getan hätten. So muss die EU als 
ganze bis 2030 ihre Emissionen im Ver-
gleich zu 1990 um 55 Prozent senken. 
Gerade für Länder, die bislang wenig 
in Energiewende und grüne Transfor-
mation investiert haben und beispiels-
weise stark auf Kohlestrom setzen, ist 
das eine gewaltige Aufgabe. Selbst in 
Deutschland, das sich gerne als Vor-
reiter des grünen Wandels sieht, emp-
finden manche das Tempo aus Brüs-
sel als hoch. Das Aus für Neufahrzeuge 
mit Verbrennungsmotor bis 2035 etwa 
wäre fast an einem Veto von FDP-Ver-
kehrsminister Volker Wissing geschei-
tert. Dabei geht es der Kommission 
auch um die Konkurrenzfähigkeit eu-
ropäischer Schlüsselindustrien – China  
enteilt der EU bei der Elektromobili-
tät. Im Kern hat Brüssel mit dem Green  
Deal den Wandel zu einem grünen  
Kapitalismus eingeleitet. 

Doch mit der eingeläuteten Trans-
formation wachsen die Konflikte. Re-
gierungen wie die französische haben 
öffentlich eine Reformpause gefordert, 
und auch im Europaparlament nimmt 
der Widerstand zu – insbesondere bei 
von der Leyens EVP. Im Februar ver-
suchten die Konservativen unter We-
bers Führung, das Naturschutzgesetz 
– wonach die Mitgliedstaaten 30 Pro-
zent ihrer geschädigten Ökosysteme 
renaturieren müssen – zu kippen und 
erhielten dabei Unterstützung aus bei-

6 Vgl. EU-Forderungen, fridaysforfuture.de, 2.10.2020.

7 Vgl. Européennes 2024: sur le climat, une 
coalition d’ONG délivre ses bons et mauvais 
points aux partis français, nouvelobs.com, 
9.4.2024.

den Rechtsfraktionen. Nur dank einer 
Mitte-links-Allianz aus Sozialdemo-
kraten, Liberalen, Grünen und Linken 
wurde das Vorhaben doch noch ange-
nommen (um nun von einzelnen Regie-
rungen blockiert zu werden). Aber eine 
solche Mehrheit links der EVP wird es 
nach der Wahl wohl nicht mehr geben – 
eine arithmetische Mehrheit für einen 
Rechtsblock aus EVP, ECR und ID hin-
gegen schon eher. Die ID macht bereits 
Angebote für gemeinsame Initiativen. 
Wie auch immer Webers Konservative 
mit diesen Avancen umgehen werden, 
zeichnet sich eines schon ab: Ohne die 
EVP lässt sich künftig wahrscheinlich 
keine Abstimmung mehr gewinnen.

Attacke auf die »Strafökologie«

Die Rechtsaußen setzen bereits jetzt 
auf Frontalattacke: Mit ihrer Agitation 
gegen „die Strafökologie“8 versuchen 
Parteien wie der RN, materielle Ver-
lustängste und kulturelle Beharrungs-
kräfte auszubeuten – und wollen den 
Green Deal gleich ganz kippen. So weit 
geht die EVP zwar nicht, abbremsen 
oder aufweichen will sie den Klima-
schutz im Interesse von fossilen Lob-
bys und Bauernverbänden aber schon, 
selbst wenn sie dabei mit der extremen 
Rechten kooperieren muss. Schon jetzt 
hat sich von der Leyen diesem Druck 
teilweise gebeugt und wichtige Um-
weltschutzgesetze beerdigt, darunter 
die wegweisende Pestizidverordnung.9

All das zeigt, wie radikal sich die 
Vorzeichen binnen fünf Jahren gewan-
delt haben: 2019 verschaffte eine ganz 
im Zeichen von Fridays for Future ste-
hende Klimawahl der EU-Kommissi-
on den nötigen Rückenwind für eine 
ehrgeizige Transformation – nun da-
gegen droht eine von multiplen Krisen 
überschattete Wahl den ökologischen 
Backlash zu besiegeln.

8 Vgl. Le RN, une force d’opposition au service 
des Français!, vivementle9juin.fr.

9 Thomas Krumenacker, Volle Düse Artenkrise, 
spektrum.de, 8.2.2024.
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Beteiligung am Irakkrieg passte Aznar 
schlicht nicht ins Kalkül. 

Um der ETA-These Geltung zu ver-
schaffen, nahm die Regierung auch 
massiv Einfluss auf die Medien: Das 
spanische Staatsfernsehen strich ein 
Interview mit dem damaligen US-Prä-
sidenten George W. Bush aus dem Pro-
gramm, weil der einen Zusammenhang 
mit dem al-Qaida-Netzwerk hergestellt 
hatte. Aznar und sein Umfeld riefen zu-
dem bei den Chefredaktionen der gro-
ßen Tageszeitungen an, um auf der an-
geblichen ETA-Urheberschaft zu insis-
tieren. Über ihr Botschafternetz ver-
suchte die Regierung damals, sogar auf 
ausländische Medien einzuwirken.4 
Selbst nach abgeschlossenen Gerichts-
verfahren gegen die wahren Täter ver-
suchten der PP nahestehende Tages-
zeitungen wie „El Mundo“ sowie Inter-
netportale noch, Verbindungen zu den 
baskischen Terroristen herzustellen. 

Fake News und Justizmissbrauch

Das Streuen von Fake News gehört 
seitdem zum Waffenarsenal der spa-
nischen Rechten. Es ist kein Zufall, 
dass Onlinemedien wie „Libertad Di-
gital“ sowohl der ETA-Hypothese wie 
den Anschuldigungen gegen Begoña 
Gómez besonders breiten Raum ein-
räumen. Dazu kommt, dass Falschmel-
dungen und persönliche Angriffe re-
lativ ungestraft im öffentlichen Raum 
stehenbleiben können. Der spanische 
Presserat, ein 2006 grundlegend re-
formiertes Organ zur journalistischen 
Selbstkontrolle, verhängt im Schnitt 
bloß acht Rügen jährlich. Eine Sank- 
tionsmöglichkeit besteht dabei ebenso 
wenig wie eine Publikationspflicht für 
das gerügte Medium. Versuche, be-
wusste Fehlinformationen oder extrem 

4 Reiner Wandler, Spaniens Rechte: Verdrehte 
Tatsachen, in: „taz“, 11.3.2024. Die Autorin 
war im März 2004 Zeugin eines Gesprächs 
zwischen der Redaktion des ARD-Fernseh-
magazins „Kontraste“ und dem damaligen 
Hauptstadtkorrespondenten, in dem dieser 
von einem Botschafter-Anruf berichtete.

manipulative Berichterstattung straf-
rechtlich zu verfolgen, schlugen über-
wiegend fehl.5 Befördert wird die Pola-
risierung der medialen Öffentlichkeit 
auch dadurch, dass in den äußerst be-
liebten tertulias, den politischen Talk-
shows, die Grenzen zwischen Mei-
nung und Information fließend sind. 

Das auch in Spanien immer weiter 
verbreitete Phänomen der Fake News 
kann indes nicht isoliert vom Verhal-
ten der Justiz betrachtet werden. Auch 
das zeigt der Fall Begoña Gómez exem-
plarisch. Die Anzeige gegen sie stützt 
sich ausschließlich auf vier Pressearti-
kel zweier rechtskonservativer Online-
medien, deren Aussagen teils mehrfach 
widerlegt wurden. Selbst „Manos Lim-
pias“, also die Organisation, die Anzei-
ge erstattet hatte, räumte ein, sie kön-
ne den Wahrheitsgehalt der Anschul-
digungen nicht garantieren. Spanische 
Juristen kritisierten daher, das ermit-
telnde Gericht hätte eine solche Anzei-
ge gar nicht entgegennehmen dürfen. 

Allein: Es ist nicht das erste Mal, 
dass in Spanien versucht wird, Politi-
ker oder deren persönliches Umfeld 
mit juristischen Mitteln zu diskreditie-
ren, und man sich dazu der Presse be-
dient. Der linkspopulistischen Pode-
mos wurde beispielsweise jahrelang 
unterstellt, sich illegal über Venezue-
la und Iran zu finanzieren. Die Behaup-
tungen tauchten 2016 auf, die Protest-
partei befand sich damals auf einem 
Höhenflug und war soeben aus dem 
Stand als drittstärkste Kraft ins spani-
sche Parlament eingezogen. Auch da-
mals wurden die Behauptungen zu-
nächst in Onlinemedien, vor allem im 
rechtspopulistischen Portal „OK Dia-
rio“ und in „El Confidencial“, gestreut. 
Und auch damals war es die Initiati-
ve „Manos Limpias“, die daraus eine 
Strafanzeige konstruierte.6 Besonders 

5 Vgl. Fernando Varela, La tierra de nadie del 
periodismo español: la derugulación deja el 
código deontológico en papel mojado, in: „In-
folibre“, 5.5.2024. 

6 Vgl. El falso informe que trató de tumbar a Po-
demos en pleno auge, in: „El País“, 28.3.2019. 
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brisant war die Verstrickung von Po-
lizisten, die die angeblichen Bewei-
se konstruiert hatten – offensichtlich 
unter Mitwisserschaft des damaligen 
konservativen Innenministeriums. 

In der Region Valencia wiederum 
wurde die Linkspolitikerin Mónica 
Oltra beschuldigt, ihren wegen Miss-
brauchs Minderjähriger verurteilten 
Ex-Ehemann gedeckt zu haben. In den 
zweijährigen Ermittlungen fanden die 
Behörden keinen einzigen Hinweis da-
rauf und stellten das Verfahren ein. Da 
aber war Oltra bereits von ihrem Amt 
als Vizeregionalpräsidentin zurück-
getreten. Auch Politiker aus dem kata-
lanisch-separatistischen Lager sehen 
sich als Opfer von „Law Fare“, also dem 
Missbrauch des Rechtssystems gegen 
politische Gegner. 

Vergiftetes Klima im Parlament 

Eine „demokratische Erneuerung“, wie  
sie Sánchez fordert, ist also durchaus 
notwendig. Doch einen konkreten Plan 
haben bisher weder er selbst noch die 
Ministerinnen und Minister seines Ka-
binetts vorgestellt. Auch die Parteien 
seiner Linkskoalition halten sich bis-
her zurück. 

Das ist nicht der Ideenlosigkeit ge-
schuldet, sondern dem parlamentari-
schen Klima: Jeder Vorstoß von der Re-
gierungsbank würde von der Opposi- 
tion als Beweis für die angeblichen au-
toritären Tendenzen der Linkskoali- 
tion gewertet. Das machte der PP-Vor-
sitzende Alberto Núñez Feijóo bereits 
in seiner Reaktion auf den Doch-nicht-
Rücktritt des Premiers klar. Das Plädo-
yer des Sozialisten für eine neue politi-
sche Kultur sei die gefährlichste Rede 
gewesen, die dieser je gehalten habe, 
so der Konservative. Sánchez habe ge-
zeigt, dass er weder eine echte Opposi-
tion noch ein funktionierendes Justiz- 
oder Mediensystem dulde. 

Unbeeindruckt vom Getöse im Par-
lament haben sich inzwischen andere 
Akteure zu Wort gemeldet: Die Richter- 

organisation „Juezas y Jueces para la 
Democracia“ fordert in einem Kommu-
niqué, offensichtliche Fälle von Law 
Fare künftig verstärkt juristisch zu 
ahnden.7 Journalistenverbände plä-
dieren für eine stärkere Regulierung 
ihres Berufsbildes. Denn ähnlich wie 
in Deutschland gilt Journalismus in 
Spanien als freier Beruf; Berufsverbän-
de, die die Aufnahme von Mitgliedern 
an professionelle Kriterien knüpfen, 
gibt es bisher nur in Madrid und Bar-
celona. 

Bei der notwendigen Reform der 
spanischen Medienlandschaft könnte 
das Land Hilfestellung von der Euro-
päischen Union bekommen. Laut dem 
Europäischen Medienfreiheitsgesetz 
(EMFA) müssen alle Medien künftig 
Besitzer und Shareholder nennen und 
offenlegen, ob und in welcher Höhe sie 
öffentliche Subventionen beziehen. In 
Spanien, wo Zeitungen und elektroni-
sche Medien auch Zuwendungen von 
Rathäusern und Regionalverwaltun-
gen erhalten und dies teils zur massi-
ven Einflussnahme auf die Berichter-
stattung genutzt wird,8 hat man solche 
Vorstöße immer wieder zu verhindern 
versucht: Bisher veröffentlichen nur 
die Regionen Madrid und Katalonien 
ihre Mediensubventionen. Die Links-
koalition hat nun angekündigt, die 
Einhaltung dieser Prinzipien landes-
weit verstärkt zu kontrollieren. 

Von einem Ende der Polarisierung 
ist Spanien also noch weit entfernt, 
aber die Debatte darüber hat zumin-
dest begonnen – in der Politik und jen-
seits der parlamentarischen Arena. Vor 
allem die gesellschaftlichen Initiativen 
der vergangenen Wochen und Monate 
sind deshalb eine gute Nachricht.

7 Comunicado de JJpD ante la denuncia in-
terpuesta frente a Begoña Gómez, juecesde-
mocracia.es, 27.4.2024.

8 Laut dem Onlineportal ctxt.es hat die konser-
vative Madrider Regionalregierung den über-
wiegenden Teil ihrer Pressesubventionen in 
ihr freundlich gesinnte Medien gesteckt – und 
nur zehn Prozent in kritische. Vgl.Ayuso gastó 
41,5 millones de euros en publicidad instituci-
onal entre 2022 y 2023, ctxt.es, 30.3.2024.


